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Was passiert an Ehrenfelder Schulen während der Schulzeit? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Im Kölner Stadtteil Ehrenfeld haben Schulen am Montag, den 23. März 2026, einen Stern-
marsch zum Neptunplatz organisiert. Dieser stand unter dem Motto „Ehrenfelder Schulen für 
Vielfalt“. Hintergrund hierfür war der internationale Tag gegen Rassismus am 21. März 2026. 
Auf dem Neptunplatz hat es dann wohl ab 10.30 Uhr eine Kundgebung gegeben.1 Das alles 
fand während der regulären Schulzeit statt.  
 
Insgesamt sollen Schüler aus 28 verschiedenen Schulen teilgenommen haben.2 An der Demo 
sollen ca. 800 Schüler beteiligt gewesen sein. Daneben sollen auch Lehrer an der Organisa-
tion der Versammlung mitgewirkt haben.3   
 
Aktuell wissen wir von den folgenden Schulen, die an der Versammlung teilgenommen haben:  
 

• Heliosschule 

• Astrid-Lindgren-Schule  

• Eichendorff-Realschule 

• Gemeinschaftsgrundschule Erlenweg 

• Bertha-von-Suttner-Realschule 
 

 
Von der Eichendorff-Realschule liegt uns ein Teilnahmeformular vor. Daraus ergibt sich, dass 
eine Schulsozialarbeiterin und eine männliche Person die Versammlung begleitet haben. Das 
Teilnahmeformular richtet sich an die Eltern. Diese konnten sich über eine offizielle E-Mail-
Adresse an die Schulsozialarbeiterin wenden, wenn sie Fragen gehabt hätten. Die Schüler 
sollten die Schule am 23. März 2026 um 09.15 Uhr verlassen, um zum Neptunplatz zu gehen. 
Entsprechende Plakate sollen vom WP-Kunst erstellt worden sein. 

 
1 https://heliosschule.de/em-aktuelles/ehrenfelder-schulen-fur-vielfalt-sternmarsch-und-kundgebung-
am-mo-den-23-marz-2026/, abgerufen am 01.04.2026 
2 https://www.rseichen-koeln.de/demonstration-fuer-vielfalt-und-gegen-diskriminerung/, abgerufen am 
01.04.2026 
3 https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/koeln-ehrenfeld-demo-schueler-demokratie-vielfalt-helios-
schule-100.html, abgerufen am 01.04.2026 

https://heliosschule.de/em-aktuelles/ehrenfelder-schulen-fur-vielfalt-sternmarsch-und-kundgebung-am-mo-den-23-marz-2026/
https://heliosschule.de/em-aktuelles/ehrenfelder-schulen-fur-vielfalt-sternmarsch-und-kundgebung-am-mo-den-23-marz-2026/
https://www.rseichen-koeln.de/demonstration-fuer-vielfalt-und-gegen-diskriminerung/
https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/koeln-ehrenfeld-demo-schueler-demokratie-vielfalt-heliosschule-100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/koeln-ehrenfeld-demo-schueler-demokratie-vielfalt-heliosschule-100.html
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Es erscheint in unseren Augen höchst zweifelhaft, wenn Schüler während der verpflichtenden 
Unterrichtszeit an Demonstrationen teilnehmen. Außerdem besteht die Gefahr, dass Schüler, 
die nicht teilnehmen wollen oder deren Eltern dies nicht wünschen, unnötig unter Druck gesetzt 
werden. Des Weiteren erscheint es zweifelhaft, dass während der Schulzeit Demomaterial 
produziert wird und die offizielle staatliche Infrastruktur zur Organisation einer Demonstration 
benutzt wird.  
 
Auf dem Neptunplatz war eine professionelle Demobühne mit Soundanlage aufgebaut. Es kam 
u. a. zu Redebeiträgen, musikalischen Darbietungen und Tanzeinlagen.  
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8050 mit Schreiben vom  
3. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 

 

Gemäß § 3 Absatz 1 Schulgesetz NRW gestaltet die Schule den Unterricht, die Erziehung und 

das Schulleben im Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften in eigener Verantwor-

tung. Sie verwaltet und organisiert ihre inneren Angelegenheiten selbstständig.  

 

Lehrkräfte unterrichten, erziehen, beraten, beurteilen, beaufsichtigen und betreuen Schülerin-

nen und Schüler in eigener Verantwortung im Rahmen der Bildungs- und Erziehungsziele (§ 

2), der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, der Anordnungen der Schulaufsichts-

behörden und der Konferenzbeschlüsse; sie fördern alle Schülerinnen und Schüler umfassend 

(§ 57 Absatz 1 Schulgesetz NRW). 

 

Als Orte der gesellschaftlich-politischen Bildung, Erziehung und Wertevermittlung ist es wich-

tig, dass sich Schulen verstärkt der politischen Bildung und Demokratieerziehung widmen und 

sich auch aktiv dafür einsetzen. Nach § 2 Absatz 6 Nr. 5 Schulgesetz NRW sollen Schülerin-

nen und Schüler lernen, Menschen unterschiedlicher Herkunft vorurteilsfrei zu begegnen, die 

Werte der unterschiedlichen Kulturen kennenzulernen und zu reflektieren sowie für ein friedli-

ches und diskriminierungsfreies Zusammenleben einzustehen. Zudem sollen sie nach § 2 Ab-

satz 6 Nr. 6 Schulgesetz NRW lernen, die grundlegenden Normen des Grundgesetzes und 

der Landesverfassung zu verstehen und für die Demokratie einzutreten.  

 

Als Schulveranstaltung kann eine Teilnahme an einer Demonstration zulässig sein, wenn da-

mit Bildungs- und Erziehungsziele des § 2 Schulgesetz NRW verwirklicht werden und der De-

monstrationszweck mit diesen vereinbar ist. Demokratie lebt vom Mitmachen. Daher ist ge-

sellschaftliches und bürgerschaftliches Engagement, das sich auch durch die Teilnahme an 

Demonstrationen manifestiert und im Rahmen der Unterrichtsgestaltung aufgegriffen wird, zu 

begrüßen.  

 

Sofern eine Versammlung während der Unterrichtszeit stattfindet, und von der Lehrkraft nicht 

in den Unterricht einbezogen wird, kann die Schulleitung einzelnen Schülerinnen und Schülern 

auf Antrag eine Teilnahme durch Beurlaubung vom Unterricht ermöglichen. Eine Beurlaubung 

vom Unterricht ist in Nordrhein-Westfalen aus wichtigem Grund möglich, soweit der Beurlau-

bung nicht wichtige schulische Gründe entgegenstehen. Die Teilnahme an für die 
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Schülerinnen und Schüler wichtigen politischen Veranstaltungen, die dem Bildungs- und Er-

ziehungsauftrag nicht entgegenstehen, kommt als wichtiger Grund in Betracht. 

 

Ergänzend wird auf die Antwort der Landesregierung vom 12. Februar 2024 zur Kleinen An-

frage 3321 (LT-Drs. 18/8562) verwiesen. 

 

 
1. Wie viele Schulen, Lehrer, Schulpersonal und Schüler haben an der Versammlung 

teilgenommen? (Wir bitte um eine Aufschlüsselung nach den teilnehmenden 
Schulen.) 

 

Über die Veranstaltung ist in den Medien berichtet worden. Auf diese allgemein zugängliche 
Berichterstattung wird verwiesen. Darüber hinaus liegen der Landesregierung über die Ver-
sammlung keine weiteren Informationen vor. Sie können innerhalb des für die Beantwortung 
einer Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeitraums mit zumutbarem Aufwand bei den 
Schulen auch nicht erhoben werden. Eine Ermittlung würde eine aufwändige Abfrage bei sämt-
lichen Schulen im Kölner Stadtteil Ehrenfeld erfordern. Auch bei den Schulen liegen die er-
fragten Daten nicht ohne Weiteres vor, sondern würden umfangreiche Ermittlungen voraus-
setzen. Denn es besteht keine Anzeige- oder Nachweispflicht der Schulen gegenüber der 
Schulaufsicht zu geplanten oder durchgeführten Schulveranstaltungen, deren Finanzierung 
und den Teilnehmenden. Hierfür besteht auch kein Bedarf, da Schulleitungen, Lehrkräfte 
ebenso wie das weitere Personal an Schulen ihre pädagogischen Aufgaben verantwortungs-
voll wahrnehmen. Die Schulen sollen nicht mit zusätzlichem bürokratischem Aufwand belastet 
werden. Sie gestalten den Unterricht im Rahmen der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
vielmehr in eigener Verantwortung (§ 3 Absatz 1 Schulgesetz NRW). 
 
 
2. Auf welcher Rechtsgrundlage wurden Schüler, Lehrer und anderes Schulpersonal 

für diese Versammlung freigestellt, z. B. Sondergenehmigung der Bezirksregie-
rung?   

 

Es wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung verwiesen. Die Veranstaltung am 23. März 

2026 wurde – nach Angaben der Medien – maßgeblich von den Schülerinnen und Schülern 

initiiert und vorbereitet. Die Teilnahme an der Veranstaltung erfolgte als Schulveranstaltung. 

Schulveranstaltungen müssen stets durch die Schulleitung genehmigt sein, einer Freistellung 

oder Sondergenehmigung durch die Schulaufsichtsbehörde bedarf es nicht. 

 

 
3. Wie wurde der reguläre Unterricht an den Schulen sichergestellt, so dass anderen 

Schüler weiter lernen konnten, wenn sie z.B. nicht teilnehmen wollten? (Wir bitte 
um eine Darstellung der ausgefallenen Unterrichtsstunden, der Vertretungsrege-
lungen und sonstigen Maßnahmen.) 

 

Die Teilnahme an Demonstrationen im Rahmen einer Schulveranstaltung ist Unterricht in an-

derer Form. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung und nochmals auf § 

3 Absatz 1 Schulgesetz NRW und § 57 Absatz 1 Schulgesetz NRW verwiesen. Die erbetenen 

Informationen können in der für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur Verfügung ste-

henden Zeit aber nicht mit zumutbarem Aufwand ermittelt werden. Insoweit wird auf die Ant-

wort auf die Frage 1 Bezug genommen. 
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4. In welchem Umfang wurde der Sternenmarsch und die Kundgebung während der 
Schul- und Unterrichtszeit vorbereitet? (Diese Frage umfasst auch die Ganztags-
betreuung nach der eigentlichen Schulzeit.) 

 

Einzelheiten hierzu können in der für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur Verfügung 

stehenden Zeit nicht mit zumutbarem Aufwand ermittelt werden. Auf die Antwort auf die Frage 

1 wird Bezug genommen. 

 

 

5. Wer hat die Demo-Ausrüstung, z. B. die Bühne, finanziert? (Diese Frage bezieht 
sich natürlich in erster Linie auf die Schulen, aber auch auf mögliche Dritte, die 
das mitfinanziert haben.) 

 

Auch hierzu können die Einzelheiten in der für die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur 

Verfügung stehenden Zeit von der Landesregierung nicht mit zumutbarem Aufwand ermittelt 

werden. Auf die Antwort auf Frage 1 wird Bezug genommen. 

 


